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"Hubland Nord  - Wohngebiet am Belvedere"
(06.71)
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"Hubland Nord  - Ausgleichsflächen
am Kürnacher Berg"

(06.59)
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"Hubland Nord  - Skyline Hill,
Gewerbegebiet und Sportanlage
östlich Universität Campus Nord"

(06.63)
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"Hubland Nord  -
Wohngebiet an der alten Landebahn -

östlich Elferweg"
(06.62)
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"Hubland Nord  - öffentliche Parkanlage"
(06.64)
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"Hubland Nord  -
Wohngebiet an der alten Landebahn"

(06.60)
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A1a

A2

A3a

A3b

A3c

B3

B2

B1

A1b

B

C

D

Bereich zur Anlage von

Rebhuhn-Habitaten

Bereich zur Anlage von

Zauneidechsen-Habitaten

B

A

Frauenland 67
N O R D

M = 1:1000

Bebauungsplan mit integrierter Grünordnung
"Hubland Nord - Wohngebiet am Gerbrunner Tor"
mit 1. Änderung Bebauungsplan "Hubland Nord - Gebiet Skyline Hill, Gewerbegebiet und
Sportanlage östlich Universität Campus Nord" - Frauenland 63 -

für das Gebiet Fl.Nr. 3942 (Teilfläche), zwischen den Ausgleichsflächen am Kürnacher Berg im Norden und
Westen, den landwirtschaftlich genutzten Flächen im Osten (Gemarkung Gerbrunn), dem Gewerbegebiet
Skyline Hill und dem Wohngebiet Belvedere im Süden sowie dem Wohngebiet am Elferweg im Westen.

1. Zeichnerische Festsetzungen

1.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 11 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet
(§ 4 BauNVO)

1.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

zulässige Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstmaß

zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) als Höchstmaß

zulässige Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

festgesetzte Anzahl der Vollgeschosse als Festmaß

zulässige Anzahl der Vollgeschosse mit Errichtung eines Staffelgeschosses als Höchstmaß

festgesetzte Anzahl der Vollgeschosse mit Errichtung eines Staffelgeschosses als Festmaß

festgesetzte Anzahl der Vollgeschosse als Mindest- und Höchstmaß

nur Flachdächer gemäß textlicher Festsetzung 4.1.1 zulässig

nur Tiefgaragen gemäß textlicher Festsetzung 3.4 zulässig

1.3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baulinie

Baugrenze

1.4. Verkehrsflächen (§ 9  Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

öffentliche Verkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:

Fußweg

verkehrsberuhigter Bereich

Land- und forstwirtschaftlicher Weg

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

1.6 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

öffentliche Grünflache

Zweckbestimmung Parkanlage

Zweckbestimmung Spielplatz

2. Zeichnerische Hinweise:
450/2 Flurstücksnummer

Flurstücksgrenze

angrenzende Bebauungspläne

Maßangabe in Meter

Böschung

geplante Straßendeckenhöhen in Meter über NN

z.B. 0,4

z.B.  0,6

z.B. IV

z.B.   IV

z.B. IV+S

z.B. IV+S

IV - VI

FD

TG

06.67
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DFK-Stand: Dez. 2018
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16,2

offene Bauweise

Einzelhäuser zulässig

Hausgruppen zulässig

geschlossene Bauweise

abweichende Bauweise

o

g

z.B. a1, a2, a3

Mischgebiet
(§ 6 BauNVO)

1.5. Versorgungsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Fläche für Versorgungsanlagen

Zweckbestimmung Elektrizität (Trafostation)

1.10 Sonstige Planzeichen

z.B. GH min/max = 10 m

F

V

4. Örtliche Bauvorschriften gem. Art. 81 BayBO:

4.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5 BayBO)

4.1.1 Dachformen, Dachaufbauten und Dachgestaltung
Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind Flachdächer mit einer Attika und einem maximalen Neigungswinkel
von 5° zulässig. Nebenanlagen, Garagen, Carports und untergeordnete Anbauten sind mit Flachdach oder Pultdach mit einem
maximalen Neigungswinkel von 10° auszuführen.

Staffelgeschosse sind an mindestens zwei Außenwänden ohne Rücksprung und mindestens an einer Außenwand mit einem
Rücksprung von mindestens 2,0 m auszubilden.

Dächer aller baulichen Anlagen ab 10,00 m² Grundfläche sind zu begrünen. Die Dachbegrünung ist mit einer Substratschicht
(Vegetationstragschicht) von mindestens 10 cm Stärke (strukturstabil, gemessen ohne Drän- und Filterschicht) herzustellen,
flächig zu bepflanzen oder fachgerecht anzusäen und dauerhaft zu erhalten. Ausgenommen sind Flächen für z.B.
Dachaufbauten und -terrassen, Freisitze und Aussichtsplattformen, Fluchtwege, technische Einrichtungen sowie
Belichtungsflächen. Diese Anlagen sind in den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis WA 7 und in den Mischgebieten MI 1.2
und MI 1.3 auf maximal 20 Prozent der Dachfläche sowie im Mischgebiet MI 1.1 auf 30 Prozent der Dachfläche zulässig. Die
Begrünungsmaßnahmen müssen mit der Baufertigstellung der jeweiligen Bauvorhaben abgeschlossen sein.

Auf Flachdächern sind aufgeständerte solarthermische Anlagen und Photovoltaikanlagen zulässig, wenn sie mit der
Dachbegrünung kombiniert werden und mit einem Rücksprung von den Außenwänden ausgebildet werden, sodass sie vom
öffentlichen Raum nicht wahrnehmbar sind. Der Rücksprung von den Außenwänden muss mindestens der Höhe der
solarthermischen Anlage bzw. Photovoltaikanlage, gemessen vom obersten Abschluss der Außenwand, entsprechen.
Aufgeständerte solarthermische Anlagen und Photovoltaikanlagen sind auch mit einem Anteil an der Dachfläche von über
20 Prozent zulässig.

4.1.2 Fassadengestaltung
Bei der Gestaltung der Fassaden der Gebäude und Nebenanlagen sowie der untergeordneten Fassadenteile sind
hochglänzende und spiegelnde Anstriche sowie hochglänzende und spiegelnde Metall- und Kunststoffteile unzulässig. Als
Fassadenfarben sind grelle Farben in Anlehnung an z.B. RAL-Farben Nr. 1003 Signalgelb, RAL-Farbe Nr. 2010 Signalorange,
RAL- Farbe 3001 Signalrot, RAL-Farbe Nr. 4008 Signalviolett, RAL-Farbe Nr. 5005 Signalblau unzulässig.

Farben und Materialien sind aufeinander abzustimmen. Farbliche Akzente im Bereich von Fassadenöffnungen und
untergeordneten Bauteilen (z.B. Loggien, Fenster) oder für einzelne Geschossebenen sind zulässig.

Solarkollektoren und Photovoltaikanlagen sind architektonisch in die Fassadengestaltung zu integrieren.

Antennen und Parabolspiegel sind nur zulässig, wenn sie so angebracht werden, dass sie aus dem öffentlichen Raum nicht
einsehbar sind.

Nebenanlagen sind in Material und Farbe auf die Hauptgebäude oder der untergeordneten Fassadenteile und -elemente
abzustimmen und sollen sich dem Hauptgebäude gestalterisch unterordnen. Sie können auch mit Hecken und Rankpflanzen
eingegrünt werden.

4.1.3 Einfriedungen
In den allgemeinen Wohngebieten WA 2.2 bis WA 4.2 sind Einfriedungen zwischen der Straßenbegrenzungslinie der das
Grundstück erschließenden Verkehrsfläche und der der erschließenden Verkehrsfläche zugewandten Baugrenze unzulässig.
Im allgemeinen Wohngebiet WA 1.1 sind Einfriedungen zwischen der Straßenbegrenzungslinie der Planstraße Nord 19 und der
südlichen Baugrenze unzulässig. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1.2 sind Einfriedungen zwischen der
Straßenbegrenzungslinie der Planstraße Nord 14 und der südlichen Baugrenze unzulässig.

Zur Einfriedung der Grundstücke sind durchsichtige Zäune sowie Hecken (Schnitthecken) bis zu einer Höhe von
1,20 m zulässig. Einfriedungen sind in sockelloser Bauweise zu errichten und müssen bis zu einer Höhe von mindestens
10 cm für bodenlebende Tiere (z.B. Igel, Reptilien, Amphibien) ebenerdig passierbar sein. Einfriedigungen mit Stacheldraht sind
unzulässig.

4.1.4 Stützmauern
Stützmauern sind auf der straßenabgewandten Seite der erschließenden Straße bis zu einer Höhe von maximal 1,20 m und
einer Länge von maximal 20 m zulässig. Stützmauern sind aus Naturstein zu errichten oder müssen eine Verblendung aus
Naturstein aufweisen.

4.1.5 Werbeanlagen
Werbeanlagen sind nur zulässig, wenn sie am Ort der Leistung aufgestellt bzw. angebracht sind.

Blinkende und sich bewegende Werbeanlagen sind unzulässig.

An einem Gebäude sind die Werbeanlagen in Gestaltung, Farbe und Größe aufeinander abzustimmen.

Werbeanlagen sind im Bereich des Erdgeschosses bis unterhalb der Fensterbrüstung des ersten Obergeschosses, höchstens
jedoch bis zu 4,0 m über der Geländeoberfläche zulässig.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis WA 4.2 und WA 7 beträgt die maximal zulässige Größe der
Werbeanlagen 1 m².

In den allgemeinen Wohngebieten WA 5.1 bis WA 5.4 sowie in den Mischgebieten MI 1.2 und MI 1.3 beträgt die maximal
zulässige Größe der Werbeanlagen 2 m².

Im allgemeinen Wohngebiet WA 6 sowie im Mischgebiet MI 1.1 beträgt die maximal zulässige Größe der Werbeanlagen 5 m².

4.1.6 Anlagen für die Abfallbeseitigung
Abfallsammelanlagen auf privaten Grundstücken sind einzuhausen oder in die Gebäude zu integrieren, so dass die Behälter
vom öffentlichen Raum nicht einsehbar sind.

4.2 Beschaffenheit der Fahrradabstellplätze (Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO)
Fahrradabstellplätze müssen den Anforderungen der Stellplatzsatzung der Stadt Würzburg entsprechen. Darüber hinaus sind in
den allgemeinen Wohngebieten WA 5.1 bis WA 6 sowie in den Mischgebieten MI 1.1 bis MI 1.3 folgende, zusätzliche
Regelungen zu beachten.

Fahrradabstellplätze sind in Gebäuden oder in abschließbaren Nebengebäuden zulässig. Außerhalb von Gebäuden sind
Fahrradabstellplätze mit Witterungsschutz, Einzäunung und Beleuchtung herzustellen.

Fahrradabstellplätze müssen ebenerdig oder über eine Rampe erreichbar sein. Rampen sind mit einer Steigung von maximal 10
Prozent und in der Regel mit einer Breite von 2,0 m, mindestens jedoch 1,10 m zulässig.

Für jeden fünften Fahrradabstellplatz ist ein zusätzlicher Raum für einen Anhänger vorzusehen. Jeder zehnte
Fahrradabstellplatz ist so auszubilden, dass dieser durch ein Lastenrad genutzt werden kann.

Mindestens 25 Prozent der Fahrradstellplätze müssen über eine Lademöglichkeit für E-Bikes / Pedelecs verfügen.

4.3 Tiefe der Abstandsflächen (Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO i.V.m. Art. 81 Abs. 2 BayBO und § 9 Abs. 1 Nr. 2a BauGB)
Gemäß Art. 6 Abs. 5 Satz 3 in Verbindung mit Art. 81 Abs. 2 BayBO wird die Tiefe der Abstandsflächen in den allgemeinen
Wohngebieten WA 1.1 bis WA 4.2 und WA 5.2 bis WA 7 sowie im Mischgebiet MI 1.3 auf 0,5 H, mindestens jedoch 3,0 m
festgesetzt. Im allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 und in den Mischgebieten MI 1.1 und MI 1.2 wird die Tiefe der Abstandsflächen
auf 0,4 H, mindestens jedoch 3,0 m festgesetzt.
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3.2.5 Gebäudesockel
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis WA 4.2 ist an der zur erschließenden Verkehrsfläche zugewandten Wand ein
Gebäudesockel mit einer Höhe von maximal 0,50 m zwischen Straßenoberkante und der Oberkante des Fertigfußbodens im
Eingangsgeschoss zulässig.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 5.1 bis WA 6 sowie in den Mischgebieten Mi 1.1 bis MI 1.3 ist an der zur erschließenden
Verkehrsfläche zugewandten Wand ein Gebäudesockel mit einer Höhe von maximal 1,20 m zwischen Straßenoberkante und
der Oberkante des Fertigfußbodens im Eingangsgeschoss zulässig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 7 ist an der nach Südwesten ausgerichteten Wand ein Gebäudesockel mit einer Höhe von
maximal 1,0 m zwischen Straßenoberkante und der Oberkante des Fertigfußbodens im Eingangsgeschoss zulässig.

3.2.6 Überhöhte Gebäudeteile

Über die Gebäudehöhe herausragende untergeordnete Bauteile / Dachaufbauten wie z.B. offen gestaltete Absturzsicherungen,
Abgas- / Abluftrohre sowie Treppentürme und Aufzugüberfahrten sind in den allgemeinen Wohngebieten WA 5.1 bis WA 6
sowie in den Mischgebieten MI 1.1 bis MI 1.3 bis zu einer maximalen Bauteilhöhe von 2,0 m zulässig. In den allgemeinen
Wohngebieten WA 1.1 bis WA 4.2 und WA 7 beträgt die zulässige Höhe von überhöhten Bauteilen maximal 0,50 m.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis WA 7 sowie in den Mischgebieten MI 1.2 und MI 1.3 beträgt die zulässige
Gesamtfläche der überhöhten Bauteile maximal 20 Prozent der Dachfläche. Im Mischgebiet MI 1.1 beträgt die zulässige
Gesamtfläche der überhöhten Bauteile maximal 30 Prozent der Dachfläche.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 5.1 bis WA 6 sowie in den Mischgebieten MI 1.1 bis MI 1.3 müssen die überhöhten
Bauteile mit einem Rücksprung von den Außenfassaden von mindestens 2,00 m ausgebildet werden. In den allgemeinen
Wohngebieten WA 1 bis WA 4.2 und WA 7 hat der Rücksprung von den Außenfassaden mindestens 0,50 m zu betragen.

Von der Festsetzung ausgenommen sind aufgeständerte solarthermische Anlagen und Photovoltaikanlagen (siehe örtliche
Bauvorschrift Nr. 4.1.1)

3.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)
Tiefgaragen bleiben bei der Festsetzung der Bauweise unberücksichtigt.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 und WA 1.2 sind im Erdgeschoss jeweils maximal zwei Durchgänge durch das
Gebäude mit einer Breite von jeweils maximal 3,0 m zulässig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2.3 wird als abweichende Bauweise (a1) festgesetzt, dass Gebäude mit einer Mindestlänge
von 12,0 m (Südost-Nordwest-Ausrichtung) zu errichten sind.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 und im Mischgebiet MI 1.2 wird als abweichende Bauweise (a2) festgesetzt, dass Gebäude
mit einer Mindestlänge von 22,5 m und mindestens drei Durchlässen mit einem maximalen Gebäudeabstand von 12,5 m zu
errichten sind. Die Durchlässe dürfen nicht mit oberirdischen baulichen Anlagen überbaut werden.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 7 wird als abweichende Bauweise (a3) festgesetzt, dass Gebäude mit einer Mindestlänge von
30,0 m (Südost-Nordwest-Ausrichtung) zu errichten sind.

Im Mischgebiet MI 1.1 wird als abweichende Bauweise (a4) festgesetzt, dass Gebäude mit einer Mindestlänge ab der
nördlichen Baulinie von 41,0 m zu errichten sind.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 3.1 wird als abweichende Bauweise (a5) festgesetzt, dass an die westlichen
Grundstücksgrenzen über alle Vollgeschosse herangebaut werden muss. An die östlichen Grundstücksgrenzen muss über ein
Vollgeschoss herangebaut werden. Dies gilt nicht für Kettenhaus-Endgrundstücke.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 3.2 wird als abweichende Bauweise (a6) festgesetzt, dass an die östlichen
Grundstücksgrenzen über alle Vollgeschosse herangebaut werden muss. An die westlichen Grundstücksgrenzen muss über ein
Vollgeschoss herangebaut werden. Dies gilt nicht für Kettenhaus-Endgrundstücke.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 3.3 wird als abweichende Bauweise (a7) festgesetzt, dass an die nördlichen
Grundstücksgrenzen über alle Vollgeschosse herangebaut werden muss. An die südlichen Grundstücksgrenzen muss über ein
Vollgeschoss herangebaut werden. Dies gilt nicht für Kettenhaus-Endgrundstücke.

3.4 Nebenanlagen und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4, 11 und 14 BauGB i.V.m. §§ 14, 23 Abs. 5  BauNVO)
Nebenanlagen wie z.B. Einhausungen für Fahrräder und Müllcontainer sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche
zulässig. In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis WA 4.2 und WA 7 dürfen Nebenanlagen eine Höhe von 3,00 m und
eine Fläche von 12,00 m² nicht überschreiten.

Oberirdische Stellplätze, Garagen und Carports sind innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche mit einer Höhe von
maximal 3,00 m zulässig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 1.2 sind Einhausungen für Müllcontainer außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche,
zwischen der südlichen Baugrenze und der Straßenbegrenzungslinie der Planstraße Nord 14 zulässig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 7 sind PKW-Stellplätze außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche, zwischen der
nördlichen Grenze des Geltungsbereichs des Bebauungsplans und der nördlichen Baugrenze zulässig.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 und im Mischgebiet MI 1.2 sind maximal 50 Prozent der nachzuweisenden PKW-Stellplätze
als oberirdische Stellplätze außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zwischen der straßenabgewandten
Grundstücksgrenze und der straßenabgewandten Baugrenze zulässig. Die übrigen Stellplätze sind in Tiefgaragen
nachzuweisen.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 5.2 bis WA 6 sowie in den Mischgebieten MI 1.1 und MI 1.3 sind PKW-Stellplätze
ausschließlich in Tiefgaragen zulässig. Tiefgaragen sind auch außerhalb der festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche
zulässig.

3.5 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis WA 3.3 und WA 4.2 sind zwei Wohnungen je Wohngebäude zulässig. Bei
Gruppierung von baulichen Anlagen ist diese Regelung für jede bauliche Anlage gesondert anzuwenden.

3.6 Geförderter Wohnungsbau (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB)
Im allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 und im Mischgebiet MI 1.2 müssen insgesamt mindestens 50 Prozent der errichteten
Wohneinheiten und insgesamt mindestens 50 Prozent der Geschossfläche den Anforderungen der sozialen
Wohnraumförderung entsprechen.

In den allgemeinen Wohngebieten WA 5.3 und WA 6 sowie im Mischgebiet MI 1.3 müssen insgesamt mindestens 50 Prozent
der errichteten Wohneinheiten und insgesamt mindestens 50 Prozent der Geschossfläche den Anforderungen der sozialen
Wohnraumförderung entsprechen.

3.7  Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Innerhalb der als private Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Car-Sharing“ festgesetzten Fläche ist das Abstellen von
Kraftfahrzeugen, die für die standortbasierte Car-Sharing-Nutzung zur Verfügung stehen, zulässig.

Innerhalb der als private Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Ein- / Ausfahrtsbereich“ festgesetzten Fläche dürfen
maximal 150 m² Fläche versiegelt werden. Die übrigen Flächenanteile sind zu begrünen.

3.8  Grünflächen, Erhaltungsgebote, Pflanzgebote (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und 25 BauGB)

3.8.1 Öffentliche Grünflächen
Gestaltung. Die festgesetzten öffentlichen Grünflächen sind als offene Rasen- und Wiesenflächen mit Einzelbäumen,
Baumgruppen und Großgehölzen parkartig zu gestalten und dauerhaft zu sichern. Innerhalb der festgesetzten öffentlichen
Grünflächen sind drei Spielplätze mit einer Fläche von jeweils maximal 1.000 m² und versiegelten Flächenanteilen von
insgesamt maximal 1.500 m² zulässig.

Artenauswahl. Die Artenauswahl erfolgt durch das städtische Gartenamt in Anlehnung an die regelmäßig fortgeschriebene
Baumartenliste der Deutschen Gartenamtsleiterkonferenz (GALK-Liste).

3.8.2  Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind
die vorhandenen Gehölzstrukturen dauerhaft zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und bei Beschädigung fachgerecht zu
behandeln. Der vorhandene Bestand ist gemäß "3.8.3 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen" zu
ergänzen. Ausgefallener  Bestand ist durch Nachpflanzungen nach "3.8.3 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen" zu ersetzen.

Zeichnerisch zum Erhalt festgesetzte Bäume (Planzeichen) sind dauerhaft zu erhalten, fachgerecht zu pflegen und bei
Beschädigung fachgerecht zu behandeln. Ausgefallener Bestand ist durch Nachpflanzungen nach "3.8.3 Anpflanzen von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen" zu ersetzen. Für Nachpflanzungen ist eine Abweichung bis zu 5 m vom
festgesetzten Standort (Planzeichen) zulässig.

Schutz der vorhandenen Vegetation. Bei Baumaßnahmen sind die nach dem Stand von Regel und Technik möglichen
Maßnahmen zum Schutz der zu erhaltenden Vegetation fachgerecht vorzunehmen. Im Kronenbereich des zu erhaltenden
Gehölzbestands sind Bauwerke, Fundamente und sonstige Flächenbefestigungen sowie Aufschüttungen und Abgrabungen
grundsätzlich unzulässig.

3.8.3 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
Zu begrünende Flächenanteile innerhalb der Baugrundstücke. Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen, berechnet
anhand der festgesetzten GRZ und zulässiger Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO, sind als Grünflächen
herzustellen bzw. im Bestand zu sichern und durch fachgerechte Pflege dauerhaft zu erhalten.

Bäume und Großgehölze. Pro zeichnerisch festgesetztem Pflanzgebot (Planzeichen) ist mindestens ein standortgerechter
Laubbaum, mit einer zulässigen Abweichung vom festgesetzten Standort bis maximal 5,0 m, zu pflanzen.

Pro 100 m² der zu begrünenden Flächenanteile innerhalb der Baugrundstücke (s.o.), ist ein standortgerechter Laubbaum zu
pflanzen. Die gemäß zeichnerischer Festsetzung (Planzeichen) zu erhaltenden oder zu pflanzenden Bäume sind auf diese
Festsetzung anrechenbar.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2.1 ist ein Baum je Baugrundstück im Vorgartenbereich zwischen der Straßenbegrenzungslinie
der Planstraße Nord 19 und den baulichen Anlagen zu pflanzen.

Die in den allgemeinen Wohngebieten WA 3.1, WA 4.1 und WA 5.2 zeichnerisch festgesetzten Bäume sind zwischen der
Straßenbegrenzungslinie der Planstraße Nord 18 und der Baugrenze in einem Abstand von ca. 16,0 m zu pflanzen.

Die festgesetzten Bäume sind auf die gemäß „3.8.3 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ zu
pflanzenden Bäume anrechenbar.

Sträucher. Mindestens 25 Prozent der zu begrünenden Flächenanteile innerhalb der Baugrundstücke (s.o.) sind mit
standortgerechten Sträuchern zu bepflanzen.

Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist die
vorhandene Vegetation durch landschaftliche Hecken-/Gehölzpflanzungen auf mindestens 50 Prozent der Fläche zu ergänzen.
Pro 100 m² Fläche sind 50 Sträucher und 10 Heister zu pflanzen.

Pflanzqualität. Die vorgegebenen Größen der Pflanzen sind einzuhaltende Mindestgrößen zur Neupflanzung. Für die
Realisierung der Pflanzgebote sind folgende Pflanzqualitäten zu verwenden:

- Laubbäume (groß-, mittel- und kleinkronig): als Hochstamm, 3 x verpflanzt, 18/20 cm Stammumfang,
- Obstbäume: als Hochstamm, 2x verpflanzt, 12/14 cm Stammumfang,
- Heister: zweijährig verpflanzter Sämling (1/1), 80/120,
- Großsträucher und Solitärgehölze: als Solitär 3x verpflanzt, mit Drahtballierung, Höhe 250 - 300 cm,
- Sträucher, zweijährig verpflanzter Sämling (1/1), 50/80,
- Sträucher und Hecken: 1x verpflanzt, Höhe 40 - 60 cm.

Artenauswahl. In Gärten und Grünanlagen sind bevorzugt heimische, standortgerechte und ausreichend hitze- und
trockenheitstolerante Gehölzarten zu verwenden.

Herstellungsfrist. Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen müssen innerhalb von einem Jahr nach Fertigstellung der
jeweiligen Bauvorhaben abgeschlossen sein.

Fertigstellungs- und Entwicklungspflege. Die Begrünungsziele sind nach einem Zeitraum von 2 Jahren Fertigstellungs- und
Entwicklungspflege vollumfänglich nachzuweisen. Ausgefallene Pflanzen oder Teile der Vegetation, die absehbar nicht den
erforderlichen Zuwachs bzw. vitale Stabilität leisten werden, sind vom Eigentümer rechtzeitig zu ersetzen.

3.8.4 Begrünung von Tiefgaragen
Decken von Tiefgaragen außerhalb von baulichen Anlagen sind mit einer Bodensubstratschicht zu überdecken und als
Vegetationsflächen anzulegen. Für die Bodensubstratschicht sind folgende Mindeststärken zu verwenden:

- Rasen / niedrige Bepflanzung / Sträucher: 30 cm
- hochwachsende Sträucher, klein- und mittelkronige Bäume: 100 cm

Eine dauerhafte Vitalität der Begrünung ist durch fachgerechte Pflege und bauliche Maßnahmen (z.B. künstliche
Bewässerungseinrichtungen) sicherzustellen. Der Nachweis ist im Bauantrag prüfbar darzustellen.

Die Begrünungsmaßnahmen müssen innerhalb von einem Jahr nach Fertigstellung der jeweiligen Bauvorhaben abgeschlossen
sein. Die Begrünungsziele (Anwuchserfolg und flächendeckende Begrünung) sind nach einem Zeitraum von zwei Jahren
Fertigstellungs- und Entwicklungspflege vollumfänglich nachzuweisen. Ausgefallene Pflanzen oder Teile der Vegetation, die
absehbar nicht den erforderlichen Zuwachs bzw. vitale Stabilität, leisten werden, sind vom Eigentümer rechtzeitig zu ersetzen.

3.8.5 Begrünung von Stellplatzanlagen und Erschließungsflächen

Stellplatzanlagen sind durch Baumpflanzungen zu gliedern. Für je 5 PKW-Stellplätze ist mindestens ein standortgerechter Baum
zu pflanzen. Der durchwurzelbare Raum je Baum ist in einer Größe von mindestens 12 m³ herzustellen. Die Fläche der von
Versiegelung und Bauteilen freizuhaltenden Baumscheibe muss mindestens 15 m² betragen. Die Baumscheiben sind als
Rasenflächen oder flächendeckend bepflanzt mit Stauden zu gestalten.

Wege und nicht zu befahrende Erschließungsflächen, Feuerwehrumfahrten und PKW-Stellplätze sind, soweit die vorgesehene
Nutzung dies zulässt, mit offenporigen, versickerungsfähigen Belägen zu befestigen.

Schutz vor Beschädigung. Der Stammbereich von Bäumen ist bei Gefährdung durch wirksame bauliche Maßnahmen
(Anfahrschutz) zu schützen. Offene Baumscheiben sind gegen das Befahren mit Fahrzeugen zu sichern (Überfahrschutz).

3.9 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

3.9.1 Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
sind die vorhandenen Gehölzstrukturen dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen.

3.9.2 Beschränkung der Baufeldräumung zum Schutz des Rebhuhns
Die Entfernung von Vegetationsstrukturen im Bereich von Altgrasstreifen und Rainen im Südosten des Geltungsbereichs ist
außerhalb der Brutzeit des Rebhuhns (März bis Juli) durchzuführen (siehe Abbildung 1). Vor Baubeginn ist durch die ökologische
Baubegleitung sicherzustellen, dass in dem gekennzeichneten Bereich keine Rebhuhngelege vorhanden sind.

Abbildung 1: Altgrasstreifen und Raine im Bereich des Rebhuhnlebensraums (Quelle: Luftbild Stadt Würzburg)

3.9.3 Beschränkung von Abrisszeiten
Der Abriss von Gebäuden hat außerhalb der Brut- bzw. Aktivitätsperiode (Februar bis Oktober) von Vögeln und Fledermäusen zu
erfolgen. Sollen Gebäude oder Gebäudeteile innerhalb dieser Zeit abgerissen werden, müssen die Gebäude oder Gebäudeteile
auf vorhandene Vogelbruten oder Tagesquartiere von Fledermäusen durch einschlägig qualifizierte artenschutzfachliche
Gutachter geprüft werden. Im Falle einer Nutzung durch Fledermäuse sind die Zugänge in Absprache mit dem
artenschutzfachkundigen Experten (ökologische Baubegleitung) rechtzeitig und so zu verschließen, dass die Tiere das Gebäude
verlassen können, aber nicht mehr hinein gelangen. Bei Vogelbruten ist das Ende der Brutzeit abzuwarten.

3.9.4 Beschränkung der Rodungszeiten und Erdarbeiten zum Schutz der Zauneidechse
Auf Flächen, in die im Bereich der Vorkommen der Zauneidechse eingegriffen wird, muss die Entnahme der Gehölze in
Abstimmung mit der ökologischen Baubegleitung in zwei Arbeitsschritten erfolgen. Im ersten Schritt sind die Gehölze im Zeitraum
Oktober bis März bis auf 20 cm oberhalb der Bodenkante zurückzuschneiden. Ein vollflächiges Befahren der Flächen mit
schweren Maschinen ist zu vermeiden. Im zweiten Schritt haben die Rodungsarbeiten (Entnahme der Wurzelstöcke) zu erfolgen.
Diese Arbeiten sind während der Aktivitätsphase der Zauneidechse zwischen Ende April und Anfang August bei Temperaturen
über 15°C durchzuführen.

3.9.5 Errichtung eines Reptilienschutzzauns am westlichen Rand des Geltungsbereichs
Die zeichnerisch festgesetzte Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft ist mit einem
Reptilienschutzzaun (ca. 60 cm über OK Gelände, schwach geneigt, Unterkante ca. 20 cm eingegraben oder angeschüttet) gegen
die Baufelder der allgemeinen Wohngebiete WA 1.1, WA 2.1 und WA 2.3 abzugrenzen. Der genaue Verlauf des Zaunes ist im
Rahmen der ökologischen Baubegleitung festzulegen. Der Zaun ist nach Fällung der Gehölze spätestens Anfang März zu
errichten und muss während der gesamten Bauzeit in der Aktivitätsperiode von Zauneidechsen (März bis September) bestehen
bleiben und funktionstüchtig unterhalten werden. Der Zaun ist so aufzustellen, dass eine Einwanderung der Tiere in das Baufeld
verhindert, eine Abwanderung aus dem Baufeld jedoch ermöglicht wird.

3.9.6 Ausbringen künstlicher Quartiere für Fledermäuse an Bäumen
Bäume, die im Rahmen der Bebauung nicht erhalten werden können, sind im Vorfeld der Entnahme durch die ökologische
Baubegleitung auf mögliche Fledermausquartiere zu untersuchen. Für jeden zu fällenden Baum mit potenziellem
Fledermausquartier sind drei Fledermausflachkästen an den verbleibenden Bäumen in der Umgebung anzubringen.

3.9.7 Entnehmen und Verbringen der Zauneidechse aus dem Baufeld in ein Ersatzhabitat (CEF-Maßnahme)
Um die Fundorte von Zauneidechsen im Zentrum des Bebauungsplans sind in Abstimmung mit der ökologischen Baubegleitung
die Gehölze im Zeitraum Oktober bis März bis auf 20 cm oberhalb der Bodenkante zurückzuschneiden. Direkt anschließend ist ein
Reptilienschutzzaun anzubringen, der eine Einwanderung der Tiere ins Baufeld verhindert jedoch eine Abwanderung ermöglicht.
Sobald die Zauneidechsen ihre Winterruhe beendet haben, witterungsabhängig Mitte März bis Anfang April, ist zu prüfen, ob sich
noch Reptilien im Baufeld aufhalten. Festgestellte Tiere sind von einschlägig qualifizierten artenschutzfachlichen Gutachtern von
den Flächen zu entnehmen und unmittelbar auf die Ersatzflächen gemäß den Festsetzungen Nr. 3.10.1 und 3.10.2 zu verbringen
(siehe Abbildung 2 und 3). Das Absammeln der Tiere erfolgt in mehreren Durchgängen bis an drei aufeinander folgenden
Abfangterminen keine Tiere mehr nachzuweisen sind.

3.10 Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1a BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB)

3.10.1 Schaffung eines Ersatzhabitates für Zauneidechsen auf der Fläche "Kalter Grund", Flurstück Nr. 3987/0 (CEF-Maßnahme)
In enger Absprache zwischen der ökologischen Baubegleitung, der CEF-Managerin sowie der Unteren Naturschutzbehörde der
Stadt Würzburg ist ein frostsicherer Lebensraumkomplex aus Steinschüttungen, Sandlinse und Totholz in Vernetzung zum
bestehenden Steinhaufen auf der Fläche „Kalter Grund“ anzulegen (siehe Abbildung 2).

Abbildung 2: Bereiche von Ersatzhabitaten für die Zauneidechse und das Rebhuhn auf der Fläche "Kalter Grund",
Flurstück Nr. 3987/0 (Quelle: Luftbild Stadt Würzburg)
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Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen

3.13 Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen
Gefahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie zum Schutz vor solchen Einwirkungen oder zur
Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen zu treffenden baulichen und sonstigen technischen Vorkehrungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

3.13.1 Grundrissorientierung
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1, WA 1.2 und WA 7 sind Wohnungen nur dann zulässig, wenn diese über nicht mehr
als einen Aufenthaltsraum verfügen, dessen zu öffnende Fenster ausschließlich nach Nordosten orientiert sind.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2.3 sind Wohnungen nur dann zulässig, wenn diese über nicht mehr als einen Aufenthaltsraum
verfügen, dessen zu öffnende Fenster ausschließlich nach Nordosten, ausschließlich nach Nordwesten sowie ausschließlich nach
Nordosten und Nordwesten orientiert sind.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 sowie im Mischgebiet MI 1.2 sind Wohnungen nur dann zulässig, wenn diese über
mindestens einen Aufenthaltsraum verfügen, dessen zu öffnende Fenster nicht ausschließlich in Richtung der zur Planstraße
Nord 14 abgewandten Baugrenze orientiert sind.

Im Mischgebiet MI 1.1 sind Wohnungen nur dann zulässig, wenn diese über mindestens einen Aufenthaltsraum verfügen, dessen
zu öffnende Fenster nicht ausschließlich nach Osten orientiert sind.

3.13.2 Außenwohnbereiche

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1, WA 1.2 und WA 7 sind Außenwohnbereiche, die nach Nordosten orientiert sind, nur
als verglaste Balkone, verglaste Loggien oder vergleichbar geschützte Außenwohnbereiche zulässig. Von der Festsetzung kann
abgewichen werden, wenn die Wohnung über einen weiteren Außenwohnbereich verfügt, der nicht nach Nordosten orientiert ist.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 2.3 sind Außenwohnbereiche, die nach Nordosten oder Nordwesten orientiert sind, nur als
verglaste Balkone, verglaste Loggien oder vergleichbar geschützte Außenwohnbereiche zulässig. Von der Festsetzung kann
abgewichen werden, wenn die Wohnung über einen weiteren Außenwohnbereich verfügt, der nicht nach Nordosten oder
Nordwesten orientiert ist.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 sowie im Mischgebiet MI 1.2 sind Außenwohnbereiche, die in Richtung der zur Planstraße
Nord 14 abgewandten Baugrenze orientiert sind, nur als verglaste Balkone, verglaste Loggien oder vergleichbar geschützte
Außenwohnbereiche zulässig. Von der Festsetzung kann abgewichen werden, wenn die Wohnung über einen weiteren
Außenwohnbereich verfügt, der nicht in Richtung der zur Planstraße Nord 14 abgewandten Baugrenze orientiert ist.

Im Mischgebiet MI 1.1 sind Außenwohnbereiche, die nach Osten orientiert sind, nur als verglaste Balkone, verglaste Loggien
oder vergleichbar geschützte Außenwohnbereiche zulässig. Von der Festsetzung kann abgewichen werden, wenn die Wohnung
über einen weiteren Außenwohnbereich verfügt, der nicht nach Osten orientiert ist.

Die Verglasungen der Außenwohnbereiche sind mit einem bewerteten Schalldämm-Maß im Prüfstand (RW,P) in Höhe von
mindestens 12 dB auszuführen.

3.13.3 Fensterunabhängige schallgedämmte Lüftung

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist in den überwiegend zum Schlafen genutzten Aufenthaltsräumen in
Wohnungen, Bettenräumen in Krankenanstalten, Sanatorien und Pflegeheimen sowie Übernachtungsräumen in
Beherbergungsstätten eine fensterunabhängige, schallgedämmte Lüftung zu realisieren. Diese Lüftung ist bei der
Dimensionierung des baulichen Schallschutzes der Außenbauteile nach der Festsetzung Nr. 3.13.4 zu berücksichtigen.

Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach Artikel 62 BayBO unter Berücksichtigung der
Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung der Nachweis erbracht, dass an den betroffenen Fassaden der
Beurteilungspegel des Verkehrslärms (Überlagerung von Straßenverkehrslärm berechnet nach RLS-90 und
Schienenverkehrslärm berechnet nach Schall 03 vom 18.12.2014) in der Nacht den Wert von 45 dB(A) in allgemeinen
Wohngebieten und den Wert von 50 dB(A) in Mischgebieten nicht überschreitet, ist der Einbau einer fensterunabhängigen,
schallgedämmten Lüftung nicht erforderlich.

3.13.4 Baulicher Schallschutz der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen

3.13.4.1 Aufenthaltsräume in Wohnungen, Bettenräume in Krankenanstalten, Sanatorien und Pflegeheimen sowie 
Übernachtungsräumen

Innerhalb der in Abbildung 4 mit „B“, „C“ und „D“ bezeichneten überbaubaren Grundstücksflächen sind bei der Errichtung und der
Änderung von Gebäuden die Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen, Bettenräumen in Krankenanstalten,
Sanatorien und Pflegeheimen sowie Übernachtungsräumen in Beherbergungsstätten mindestens gemäß den Anforderungen der
in der nachfolgenden Tabelle 1 den Schallschutzmaßnahmen zugeordneten Lärmpegelbereiche nach DIN 4109-1: 2016-07
auszubilden. Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit vom Verhältnis der gesamten
Außenfläche eines Raumes SS zur Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2: 2016-07 Gleichung (33) mit dem
Korrekturwert KAL zu korrigieren.

Abbildung 4: Maßgebliche Außenlärmpegel Nacht

Abbildung 6: Bauzeitliche Reihenfolge

5.5 Bodensicherung und Ablagerungen
Bei baulichen oder sonstigen Veränderungen des Geländes ist der Boden so zu schützen, dass er jederzeit zur Gartenanlage
oder sonstigen Kulturzwecken verwendet werden kann. Er ist in seiner ganzen Stärke abzuheben und zu lagern. Zur Sicherung
und fachgerechten Lagerung von Oberboden wird bei allen Baumaßnahmen und bei Veränderung der Geländegestalt auf
DIN 18915 verwiesen.

In der Bauphase sind Grundwasser und Boden wirksam vor Schadstoffeintrag zu schützen. Zur Minimierung der
Bodenverdichtung darf das Befahren mit schweren Baumaschinen nur bei geeigneten Bodenverhältnissen durchgeführt werden.
Nach der Baumaßnahme ist verdichteter Boden tiefgründig zu lockern und ggf. durch zusätzliche vegetationstechnische
Maßnahmen für Vegetationsflächen wiederherzustellen.

5.6 Abwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung

Alles anfallende Schmutzwasser ist nach den Vorgaben der Entwässerungsatzung der Stadt Würzburg (EWS) sowie nach den
geltenden wasserrechtlichen Bestimmungen über ausreichend bemessene, den heutigen Erfordernissen der Abwassertechnik
entsprechende Leitungen, Kanäle und Bauwerke zum Sammelklärwerk der Stadt Würzburg abzuleiten.

Anfallendes Niederschlagswasser ist nach der EWS auf den anzuschließenden Grundstücken zu bewirtschaften und zu
beseitigen, soweit dies ordnungsgemäß möglich ist (DWA-Arbeitsblatt 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur
Versickerung von Niederschlagswasser“ und DWA-Merkblatt 153 „Handlungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser“).

5.7 Konfliktvermeidende Maßnahmen zum Artenschutz

5.7.1 Schutz von Fauna und Flora bei Abriss-, Bau- und Umbaumaßnahmen

Zum Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen ist die DIN 18920 zu beachten.
Grünflächen dürfen nicht für die Baustelleneinrichtung und als Lagerflächen genutzt werden.

5.7.2 Tierfreundliche Leuchten im Außenbereich

Im Außenbereich sind Leuchten zu verwenden, die nur eine geringe Anlockwirkung auf Insekten und beutesuchende
Fledermäuse ausüben (warmweiße LED-Beleuchtung). Es sind abgeschirmte Leuchten mit geschlossenem Gehäuse zu
wählen, deren Abstrahlung zielgerichtet und nach unten gerichtet ist. Die Beleuchtungsintensität ist auf das erforderliche
Minimum zu beschränken.

5.7.3 Verwendung von Vogelschutzglas

Das Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen ist gemäß § 44 BNatSchG zu vermeiden. Bauliche
Maßnahmen zur Reduktion des Kollisionsrisikos von Vögeln an neu geplanten Glasscheiben und spiegelnden Materialien sind
in geeigneter Weise umzusetzen (siehe Empfehlungen der Schweizerischen Vogelwarte Sempach, 2012: „Vogelfreundliches
Bauen mit Glas und Licht“).

5.7.4 Ökologische Baubegleitung

Im Rahmen der Baumaßnahmen ist eine ökologische Baubegleitung durch einschlägig qualifizierte Gutachter mit
artenschutzfachlichem Arbeitsschwerpunkt durchzuführen, um sicherzustellen, dass keine besonders / streng geschützten Tiere
geschädigt oder getötet werden. Ergeben sich aufgrund der ökologischen Baubegleitung Nachweise geschützter Arten, sind
kurzfristig in Abstimmung mit der Fachabteilung Naturschutz der Stadt Würzburg entsprechende Maßnahmen zu ergreifen.

5.8 Kontaminationsverdachtsflächen und Kampfmittelbelastung

Kontaminationsverdachtsflächen. Infolge der ehemaligen militärischen Nutzung wurde das Gesamtgebiet der Leighton
Barracks auf kontaminationsverdächtige Flächen untersucht. In Teilbereichen der Kaserne liegen Bodenverunreinigungen bzw.
dahingehende Verdachtsmomente vor. Die Belastungssituation des Geländes wurde in mehreren Untersuchungsphasen
ermittelt. Im Rahmen der Baufeldfreimachung erfolgt eine vollumfängliche gutachterliche Begleitung im Sinne des
Bodenschutzrechts (Beurteilung durch Sachverständige nach §18 BBodSchG), mit ergänzenden Gefährdungsabschätzungen
und erforderlichenfalls Bodensanierungsmaßnahmen, mit der Zielsetzung, Altlastenfreiheit herbeizuführen.

Kampfmittel. Für die Kampfmittelbelastung ist vor allem der Zeitabschnitt ab 1935 von Bedeutung. Die Kampfmittelbelastungen
resultieren aus dem militärischen Regelbetrieb durch Deutsche Luftwaffe und US-Army, Luft- und Bodenangriffe im 2. Weltkrieg
sowie der Sprengung des deutschen Munitionslagers auf dem Kürnacher Berg.

Die Flächen innerhalb des Geltungsbereiches werden gemäß fortgeschriebener Gefährdungsabschätzung der ARGE WÜKON
vom 24.11.2016 überwiegend der Kategorie 1 zugeordnet. Auf diesen besteht kein Handlungsbedarf für eine
Kampfmittelräumung. Den Eigentümern wird jedoch eine kampfmitteltechnische Begleitung nach Stand der Technik bei
Tiefbauarbeiten empfohlen. Teilflächen des Geltungsbereichs liegen innerhalb der Raumflächen RF 2 und RF 4. Die hier
festgestellte Kampfmittelbelastung stellt eine Gefährdung dar, die eine eingehende Untersuchung erfordert. Die Maßnahmen
zur Erkundung und ggf. Räumung der Kriegsaltlasten werden im Rahmen des Rückbaus und der Baufeldfreimachung
durchgeführt, um hier abschließend Kampfmittelfreiheit zu erzielen.

5.9 Immissionen

Infolge der Bewirtschaftung benachbarter landwirtschaftlicher Flächen sind Schall-, Staub- und Geruchsimmisionen, auch in
Ausnahmen zu unüblichen Zeiten, zu erwarten. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen.

5.10 Denkmalschutz

Gemäß Art. 8 Abs. 1 und 2 Bay. Denkmalschutzgesetz sind eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler dem Bayerischen
Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu melden.

5.11 Brandschutz

Für das Plangebiet ist eine Mindestlöschwassermenge von 48 m³/h über eine Zeitdauer von mind. 2 Stunden vorzuhalten. Die
Löschwasserversorgung ist nach den Technischen Regeln der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V.
(DVGW) Arbeitsblätter W 405, W 31 und W 40-1 sicherzustellen.

5.12 Änderung bestehender Rechtsverhältnisse

Der vorliegende Bebauungsplan überdeckt mit seinem Geltungsbereich einen Teilbereich des Geltungsbereichs des
Bebauungsplans "Hubland Nord - Gebiet Skyline Hill, Gewerbegebiet und Sportanlage östlich Universität Campus Nord"         -
Frauenland 63.

Die bisherigen Festsetzungen für diesen Teilbereich werden durch den Bebauungsplan "Hubland Nord - Wohngebiet am
Gerbrunner Tor" mit 1. Änderung Bebauungsplan "Hubland Nord - Gebiet Skyline Hill, Gewerbegebiet und Sportanlage östlich
Universität Campus Nord" - Frauenland 63 aufgehoben und ersetzt.

3.12 Mit Gehrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
In der Planzeichnung wird das Gehrecht "G" mit einer Breite von mindestens 5,0 m zeichnerisch festgesetzt.

Die als "G" bezeichnete Fläche ist mit einem Gehrecht (und einem Fahrrecht für Fahrradfahrer) zugunsten der Allgemeinheit zu
belasten.

Eine Abweichung von der Lage des zeichnerisch festgesetzten Gehrechtes ist innerhalb des Baufelds um bis zu 15,0 m vom
festgesetzten Standort (Planzeichen) zulässig.

3.13.5 Bauzeitliche Reihenfolge (§ 9 Abs. 2 BauGB)

Auf der in Abbildung 6 mit „B1“ bezeichneten Fläche sind Wohnnutzungen erst dann zulässig, wenn auf der mit „A1a“
bezeichneten Flächen das Gebäude zumindest mit einer geschlossenen Gebäudehülle gemäß der festgesetzten Mindesthöhe und
der in Festsetzung Nr. 3.3 festgesetzten Mindestlänge realisiert ist und auf der mit „A1b“ bezeichneten Fläche die Gebäude
zumindest mit einer geschlossenen Gebäudehülle gemäß der festgesetzten Mindesthöhe über die gesamte Länge der
überbaubaren Grundstücksfläche realisiert sind.

Auf der in Abbildung 6 mit „B2“ bezeichneten Fläche sind Wohnnutzungen erst dann zulässig, wenn auf der mit „A2“ bezeichneten
Fläche die Gebäude zumindest mit einer geschlossenen Gebäudehülle gemäß der festgesetzten Mindesthöhe über die gesamte
Länge der überbaubaren Grundstücksfläche realisiert sind.

Auf der in Abbildung 6 mit „B3“ bezeichneten Fläche sind Wohnnutzungen erst dann zulässig, wenn auf der mit „A3a“
bezeichneten Fläche die Gebäude zumindest mit einer geschlossenen Gebäudehülle gemäß der festgesetzten Mindesthöhe, der
in der Festsetzung Nr. 3.3 festgesetzten Mindestlänge und dem festgesetzten maximalen Gebäudeabstand über die gesamte
Länge der überbaubaren Grundstücksfläche realisiert sind und auf den mit „A3b“ und „A3c“ bezeichneten Flächen die Gebäude
zumindest mit einer geschlossenen Gebäudehülle gemäß der festgesetzten Mindesthöhe und über die gesamte Länge der
überbaubaren Grundstücksfläche realisiert sind.

3.10.2 Schaffung eines Ersatzhabitates für Zauneidechsen auf den Flächen am westlichen Rand des Geltungsbereichs
(CEF-Maßnahme)
In enger Absprache zwischen der ökologischen Baubegleitung, der CEF-Managerin sowie der Unteren Naturschutzbehörde der
Stadt Würzburg ist auf der in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) gekennzeichneten Fläche am westlichen Rand
des Geltungsbereiches ein frostsicherer Lebensraumkomplex aus Steinschüttungen, Sandlinse und Totholz anzulegen (siehe
Abbildung 3).

Abbildung 3: Bereiche für ein Ersatzhabitat für die Zauneidechse am westlichen Rand des Geltungsbereichs
(Quelle: Luftbild Stadt Würzburg)

3.10.3 Lebensraumverbessernde Maßnahmen für das Rebhuhn (CEF-Maßnahme)
Eine Teilfläche des Flurstücks Nr. 3987/0 „Kalter Grund“ mit einer Größe von ca. 1 ha ist rebhuhngerecht anzulegen und zu
pflegen (siehe Abbildung 2). Auf der Fläche sind Mosaikflächen mit lückiger Vegetationsdecke, dichtgewachsenen
Altgrasbeständen sowie blütenreichen Vegetationsbeständen durch Einsaat von Wildkräutern anzulegen. Pflegemaßnahmen sind
abschnittsweise im jährlichen Wechsel und außerhalb der Brutzeit des Rebhuhns (März bis Juli) durchzuführen. Die Anlage und
dauerhafte Pflege der Fläche hat im Vorfeld der Umsetzung in enger Abstimmung zwischen einem ausreichend qualifizierten
artenschutzfachlichen Gutachter sowie der CEF-Managerin der Stadt Würzburg und der Unteren Naturschutzbehörde zu erfolgen.

3.10.4 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
Methodik und Ermittlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung sind im Umweltbericht zum Bebauungsplan dargelegt.

Bilanzierung des Eingriffs gemäß Bayerischer Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung
Für den durch die geplante bauliche Nutzung verursachten Eingriff in Natur und Landschaft wurde gemäß Bayerischem Leitfaden
zur Eingriffsregelung in der Bauleitplanung ein Ausgleichsflächenbedarf in Höhe von 24.349 m² ermittelt.

Naturschutzfachliche Aufwertung durch Entsiegelung
Durch Maßnahmen zur dauerhaften Entsiegelung innerhalb von festgesetzten Grünflächen sowie einer Fläche zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft, werden 4.440 m² der im Bestand versiegelten Flächen
naturschutzfachlich aufgewertet.

Naturschutzfachliche Kompensationsbilanz
Die Kompensationsbilanz nach Gegenrechnung des ermittelten Ausgleichsflächenbedarfs mit dem ermittelten Flächenaufwertung
durch Entsiegelung ergibt einen Flächenwert in Höhe von 19.909 m². Dieser Flächenwert wird innerhalb des Geltungsbereichs
der 89. Flächennutzungsplanänderung durch Flächenentsiegelungs- und Ausgleichsmaßnahmen an anderer Stelle kompensiert.

3.11 Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1 bis WA 7 sowie in den Mischgebieten MI 1.1 bis MI 1.3 sind Aufschüttungen und
Abgrabungen bis zu einer Höhe bzw. Tiefe von 0,75 m über bzw. unter dem Bezugspunkt zulässig. Der Bezugspunkt ist die
Oberkante der das Grundstück erschließenden Verkehrsfläche. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1.2 und im Mischgebiet MI 1.1
gilt die Planstraße Nord 14.

Ausgenommen hiervon sind stärker geländemodellierte Spielflächen. Abgrabungen des Geländes zur Belichtung des
Kellergeschosses sind auf der zur öffentlichen Verkehrsfläche zugewandten Gebäudeseite unzulässig.

3. Textliche Festsetzungen:
3.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 7 BauGB, §§ 1-11 BauNVO)
3.1.1 Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

In den allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis 5.4 sind Vorhaben nach § 4 BauNVO zulässig. Nicht zulässig sind gem. § 1 Abs.
6 Nr. 1 BauNVO folgende, ausnahmsweise zulässige Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO: Betriebe des
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und
Tankstellen.
In den allgemeinen Wohngebieten WA 6 und WA 7 sind Vorhaben nach § 4 BauNVO zulässig. Nicht zulässig sind gem. § 1
Abs. 6 Nr. 1 BauNVO folgende, ausnahmsweise zulässige Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO: Gartenbaubetriebe und
Tankstellen.

Im allgemeinen Wohngebiet WA 6 sind gemäß § 1 Abs. 7 Nr. 2 BauNVO Wohnungen im Erdgeschoss nicht zulässig.

3.1.2 Mischgebiet (§ 6 BauNVO)
In den Mischgebieten MI 1.1 bis MI 1.3 sind Vorhaben nach § 6 BauNVO zulässig. Nicht zulässig sind gem. § 1 Abs. 5
BauNVO folgende gemäß § 6 Abs. 2 BauNVO zulässige Nutzungen: Einzelhandelsbetriebe, Gartenbaubetriebe, Tankstellen,
Vergnügungsstätten. Nicht zulässig sind zudem folgende, ausnahmsweise zulässige Nutzungen gem. § 6 Abs. 3 BauNVO:
Vergnügungsstätten.

3.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 bis 21a BauGB)

3.2.1  Grundflächenzahl
In den allgemeinen Wohngebieten WA 1.1  bis WA 7 sowie im Mischgebieten MI 1.2 und MI 1.3 ist für Tiefgaragen gem. § 19
Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauNVO, die vollständig unterhalb der Geländeoberfläche liegen, eine Überschreitung der zulässigen
Grundflächenzahl (GRZ) gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO bis 0,8 zulässig.

3.2.2 Geschossflächenzahl
Bei der Ermittlung der Geschossflächenzahl (GFZ) werden Flächen von Tiefgaragen nicht angerechnet.

Bei der Ermittlung der Geschossfläche sind die Flächen von Aufenthaltsräumen in Nichtvollgeschossen einschließlich der zu
ihnen gehörenden Treppenräume und Umfassungswände gemäß § 20 Abs. 3 S. 2 BauNVO mitzurechnen.

3.2.3 Zahl der Vollgeschosse
Im allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 und im Mischgebiet MI 1.2 werden vier Vollgeschosse als Mindestmaß festgesetzt.
Darüber hinaus sind fünf bis sechs Vollgeschosse im allgemeinen Wohngebiet WA 5.1 und im Mischgebiet MI 1.2 zulässig,
sofern die Geschossfläche der fünften und sechsten Vollgeschosse insgesamt maximal 30 Prozent der Gebäudegrundfläche
aller Hauptgebäude beträgt.

3.2.4 Höhenbezugspunkt
Als maximal zulässige Gebäudehöhe gemäß § 18 BauNVO gilt das Maß zwischen dem unteren und oberen
Höhenbezugspunkt.

Der obere Höhenbezugspunkt ist der oberste Abschluss der Außenwand (Abschluss Attika).

Der untere Höhenbezugspunkt ist die Oberkante der das Grundstück erschließenden Verkehrsfläche. Der untere
Höhenbezugspunkt wird orthogonal an der Grundstücksgrenze in der Gebäudemitte an der der erschließenden Verkehrsfläche
zugewandten Wand gemessen. Bei Eckgrundstücken gilt die das Grundstück erschließende Verkehrsfläche. Im allgemeinen
Wohngebiet WA 1.1 gilt die Planstraße Nord 19. Im allgemeinen Wohngebiet WA 1.2 und im Mischgebiet MI 1.1 gilt die
Planstraße Nord 14. Im allgemeinen Wohngebiet WA 7 gilt der im Südosten an das allgemein Wohngebiet WA 7 angrenzende
Teil der Planstraße Nord 14.

Bei Gruppierung von baulichen Anlagen ist diese Regelung für jede bauliche Anlage gesondert anzuwenden.

Bezeichnung
der Flächen für
Schallschutz-
maßnahmen

Lärmpegelbereich Maßgeblicher
Außenlärmpegel

Erforderliches Gesamtschalldämm-Maß
des jeweiligen Außenbauteils nach DIN 4109-1: 2016-07

Tabelle 7

Bettenräume in
Krankenanstalten
und Sanatorien

Aufenthaltsräume in
Wohnungen,

Übernachtungsräume in
Beherbergungsstätten,

Unterrichtsräume und Ähnliche

Büroräume1) und
 Ähnliche

dB(A) erf. R'w,ges des Außenbauteils in dB

A II >55,0 bis ≤ 60,0 35 30 30

B III >60,0 bis ≤ 65,0 40 35 30

C IV >65,0 bis ≤ 70,0 45 40 35

D V >70,0 bis ≤ 75,0 50 45 40

1)  An Außenbauteile von Räumen, bei denen der eindringende Außenlärm aufgrund der in den Räumen ausgeübten 
Tätigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet, werden keine Anforderungen gestellt.

Tabelle 1: Schallschutzmaßnahmen A - D Lärmpegelbereiche und erforderliches Gesamtschalldämm-Maß nach 
DIN 4109-1: 2016-07

Wird im Zuge der Erstellung der bautechnischen Nachweise nach Art. 62 BayBO unter Berücksichtigung der
Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der Genehmigung der Nachweis erbracht, dass an den Außenbauteilen der
schutzbedürftigen Räume nach DIN 4109-1: 2016-07 geringere maßgebliche Außenlärmpegel nach DIN 4109-1: 2016-07
anliegen, können die Anforderungen an die Schalldämmung der Außenbauteile entsprechend den Vorgaben der Tabelle 1 der
DIN 4109-1: 2016-07 reduziert werden.

Von der Festsetzung kann auch dann abgewichen werden, wenn zum Zeitpunkt der Erstellung der bautechnischen Nachweise
neue technische Regeln für den Schallschutz im Hochbau als Technische Baubestimmungen eingeführt worden sind und diese
Technischen Baubestimmungen beachtet werden.

3.13.4.2 Unterrichtsräume, Büroräume und Ähnliches

Innerhalb der in Abbildung 5  mit „A“ und „B“ bezeichneten überbaubaren Grundstücksflächen sind bei der Errichtung und der
Änderung von Gebäuden die Außenbauteile von Unterrichtsräumen, Büroräumen und Ähnlichem mindestens gemäß den
Anforderungen der in der nachfolgenden Tabelle 1 den Schallschutzmaßnahmen zugeordneten Lärmpegelbereichen nach DIN
4109-1: 2016-07 auszubilden.

Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße sind in Abhängigkeit vom Verhältnis der gesamten Außenfläche
eines Raumes SS zur Grundfläche des Raumes SG nach DIN 4109-2: 2016-07 Gleichung (33) mit dem Korrekturwert KAL zu
korrigieren.

Abbildung 5: Maßgebliche Außenlärmpegel Tag

3.13.4.3 Anforderungen an die Luftschalldämmung der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen nach
DIN 4109-1: 2016-07

5. Textliche Hinweise
5.1 Freiflächengestaltungsplan

Zum Bauantrag ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan im Maßstab 1:200 zu erstellen. Aus dem
Freiflächengestaltungsplan muss der Nachweis der zu erbringenden Auflagen entsprechend den Festsetzungen des
Bebauungsplans prüfbar hervorgehen.

5.2 Qualitätsbestimmungen Grünordnungsplanung
Die fachlichen Empfehlungen und Vorgaben einschlägiger Richtlinien und Regelwerke, wie beispielweise die FLL-Richtlinien für
Bepflanzungen, zur Größe von Pflanzgruben für Bäume in Stellplatzanlagen und zur Begrünung von Dächern sind zu beachten.
Die in den textlichen Festsetzungen geforderten Pflanzqualitäten richten sich nach den Gütebestimmungen für
Baumschulpflanzen.

5.3 Gestaltungshandbuch
Für die Gestaltung der baulichen Anlagen und der Freiflächen ist das "Hubland Gestaltungshandbuch für Bauherren, Investoren
und Architekten" der Stadt Würzburg zu beachten.

5.4 Pflanzabstände zu Leitungen
Die Grünflächen sind von Ver- und Entsorgungsleitungen frei zu halten. In begründeten Ausnahmefällen, in denen ggf. Ver-
oder Entsorgungsleitungen in Grünflächen verlegt werden müssen, sind bereits beim Einbau der Leitungen entsprechend
geeignete und dauerhaft wirksame Schutzmaßnahmen vorzusehen, z.B. Verwendung von Leerohren, Einbau von
Wurzelsperren etc. (vgl. u.a. DVGW Regelwerk, Arbeitsblatt GW 125 „Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer
Versorgungsleitungen“).

Zwischen den geplanten Gebäuden oder Baumstandorten und unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen sind
Schutzabstände von mind. 2,5 m einzuhalten (vgl. u.a. Merkblatt R 2 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ der FGSV,
Gemeinschaftsausgabe mit DWA und DVGW, Ausgabe 2013).

1.9 Anpflanzung von Bäumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Pflanzgebot, Laubbaum mit variabler Standortbindung
In begründeten Fällen ist ein Standort bis zu 10 m vom Plansymbol abweichend zulässig.
(Textliche Festsetzung gemäß 3.8.3)
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